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1 Die Europäische Kommission der Eurokrise 

 

Im Oktober 2014 trat Jean-Claude Juncker vor das Europäische Parlament, um die 
Zustimmung der Abgeordneten zur neuen Kommission unter seiner Präsident-
schaft zu gewinnen. Zu diesem Zeitpunkt hielt die Eurokrise die Mitgliedstaaten 
und die Gemeinschaftsinstitutionen fest in ihrem Bann. Ökonomisch gebeutelt und 
politisch zerstritten stand die Europäische Union (EU) auch in Junckers Rede am 
Abgrund. Sein nun präsentiertes Kollegium sei daher die „Kommission der letzten 
Chance“. Ohne größere Nähe zu den Bürgerinnen und Bürgern, niedrigere Ar-
beitslosigkeit und bessere Perspektiven für junge Menschen scheitere „Europa“, 
erklärte er (Europäische Kommission 2014n). Mehr noch als diese Zustandsbe-
schreibung sorgte sein selbstbewusstes Auftreten für Aufsehen. Immerhin klangen 
Junckers Worte, als sei die Kommission eine einflussreiche, vielleicht sogar le-
benswichtige, Institution in der europäischen Politikgestaltung; als entscheide sich 
das Schicksal der EU tatsächlich mit der „Kommission der letzten Chance“.  

 Die Erfahrungen der vorangegangenen Monate im Rahmen der Europawahl 
2014 ließen Junckers Darstellung glaubwürdig erscheinen. Zunächst hatten die 
Fraktionen im Europäischen Parlament mehrere Spitzenkandidaten und eine Spit-
zenkandidatin nominiert, die im Falle eines Wahlsieges die Präsidentschaft der 
Kommission antreten sollten. Dieses Vorgehen sahen sie in einer Neuerung des 
Vertrags von Lissabon legitimiert. Nunmehr sollte der Europäische Rat nämlich 
bei seinem Vorschlag für die Präsidentschaft „das Ergebnis der Wahlen zum Eu-
ropäischen Parlament“ berücksichtigen (Art. 17 (7) EUV). Über das Ausmaß die-
ser Berücksichtigung entwickelte sich jedoch ein veritabler Konflikt zwischen den 
beiden Institutionen. Dass mit Juncker, dem Spitzenkandidat der Europäischen 
Volkspartei, ein vermeintlicher „Föderalist“ als Sieger hervorging, schien dabei 
nebensächlich; sein ärgster Widersacher, Martin Schulz aus der Progressiven Al-
lianz der Sozialdemokraten, war ein mindestens ebenbürtiger Sympathisant der 
Gemeinschaftsinstitutionen. Stattdessen ging es um einen institutionellen Macht-
kampf zwischen dem Parlament und den Staats- und Regierungschefs in einer 
zentralen Personalfrage der europäischen Politik. Vor dem Hintergrund der mona-
telangen Diskussionen um seine Person erschienen Junckers Selbstbewusstsein 
und Gestaltungsanspruch daher nur folgerichtig.  

 Hinzu kommt die Einzigartigkeit der Kommission. Jenseits des Nationalstaates 
findet sich keine andere politische Institution, deren Aufgaben und Kompetenzen 
auch nur annähernd gleichwertig sind (Trondal 2010). Erwartungsgemäß stand die 
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Kommission seit ihren Anfängen im Zentrum der öffentlichen und wissenschaft-
lichen Debatten, und nicht selten war sie der Kristallisationspunkt für Einschät-
zungen und Urteile über die EU im Allgemeinen. Auch wenn manche Beschrei-
bungen, wie etwa der Kommission als Teil des „sanften Monsters Brüssel“ (En-
zensberger 2011), über das empirisch Haltbare hinausgehen mögen, ist unbestreit-
bar, dass die Kommission formal eine bedeutende Rolle in der europäischen Poli-
tikgestaltung spielt. Sie schlägt den Großteil der europäischen Gesetze vor, hütet 
den Wettbewerb im gemeinsamen Binnenmarkt, vertritt die Union in internatio-
nalen Foren und zeichnet für die Verwaltung des EU-Haushalts verantwortlich, 
um nur einen Bruchteil der Kommissionsaufgaben zu nennen. Überdies ist es ihr 
vertragliches Mandat, die „allgemeinen Interessen der Union“ zu fördern und „ge-
eignete Initiativen zu diesem Zweck“ zu ergreifen (Artikel 17 (1) EUV). Auch aus 
dieser Perspektive konnte Juncker mit Recht insinuieren, die Kommission sei für 
die EU von essentieller Bedeutung.  

 Dieser Deutung entgegen steht jedoch ein großer Teil der Europaforschung. 
Für vereinzelte Phasen der europäischen Einigung wurde der Kommission – be-
ziehungsweise ihrer Vorgängerin, der Hohen Behörde – zwar ein Einfluss auf die 
Politikgestaltung zugestanden (siehe etwa Lindberg 1965; Stone Sweet und Sand-
holtz 1997; Moravcsik 1999). Im Vergleich mit den mitgliedstaatlichen Regierun-
gen und der organisierten Zivilgesellschaft war sie aber selbst in diesen Darstel-
lungen lediglich von marginaler Bedeutung. Wie groß der Einfluss der Kommis-
sion tatsächlich ist, darüber streitet die Europaforschung seit Jahrzehnten ohne ein-
deutiges Ergebnis. Seit dem Vertrag von Maastricht entwickelt sich allerdings zu-
nehmend ein wissenschaftlicher Konsens, von einem drohenden oder bereits ein-
getretenen Bedeutungsverlust der Kommission zu berichten (siehe dazu Kassim et 
al. 2013; Kassim 2015). Dieser institutionelle Abwärtstrend hatte sich nach Ma-
jone (2012, S. 20) in den Jahren vor der Europawahl 2014 noch verschärft: „The 
supranational institutions, especially the Commission, seem to have lost much of 
the power and influence they enjoyed in the past, even in the recent past“. Auf 
Basis dieser Beobachtungen wirkte Junckers Rede aus der Zeit gefallen.  

 Der einst als „Motor der Integration“ beschriebenen Exekutiven unterstellen 
Beobachter (Bickerton et al. 2015a; Hodson 2013) nämlich einen Wandel hin zur 
Passivität und Unterordnung unter den Willen der Mitgliedstaaten. Die gegenwär-
tige Kommission sei damit nicht mehr zu vergleichen mit der dynamischen, un-
entwegt integrationsbefördernden Institution unter den Präsidenten Monnet (1952-
1955) und Delors (1985-1995). Diese Entwicklung liege einerseits an der Kom-
mission selbst, habe aber auch strukturelle Gründe. Tatsächlich hat sich der Kon-
text der europäischen Politikgestaltung seit der Jahrtausendwende – nochmals – 
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grundlegend verändert. Erstens hat die EU-Erweiterung um dreizehn neue Mit-
gliedstaaten seit 2004 die Entscheidungsfindung verkompliziert. Zweitens hat der 
nach zähen Verhandlungen im Jahr 2009 in Kraft getretene Vertrag von Lissabon 
das Europäische Parlament und den Europäischen Rat gestärkt und somit das in-
stitutionelle Machtgefüge nachhaltig verändert. Drittens schließlich hat die zuneh-
mende Integrationsskepsis in der Bevölkerung die Spielräume der Gemeinschafts-
institutionen eingeengt. Der Kontext der europäischen Politikgestaltung ist daher 
kaum noch mit den Anfängen der europäischen Einigung in den 1950er und 
1960er Jahren zu vergleichen, in denen sechs Mitgliedstaaten mit Hilfe der Hohen 
Behörde (später: Kommission) in wenigen Politikbereichen (zunächst Montanin-
dustrie, später noch Kernenergie und Gemeinsamer Markt) erste Schritte zur Ver-
gemeinschaftung unternahmen. Kommissionspräsident Juncker hatte also gänz-
lich andere Voraussetzungen als noch Monnet oder Delors. Seine Bewerbungsrede 
vor dem Europäischen Parlament mitsamt dem Ausrufen der „Kommission der 
letzten Chance“ war aus diesem Blickwinkel überzogen. 

 Diese Arbeit geht der Frage nach, welches Bild der Kommission näher den 
empirischen Begebenheiten ist: Junckers Vision einer zentralen Mitgestalterin der 
europäischen Politik oder die populäre Darstellung als bloße Sachwalterin des ge-
meinsamen Besitzstandes. Vor dem Hintergrund der Eurokrise analysiert sie den 
Einfluss der Kommission auf die wirtschaftspolitische Steuerung. Damit adressiert 
die Arbeit einen Politikbereich, der in den Kern nationalstaatlicher Souveränität 
eingreift. Falls die Kommission in der Entwicklung und Durchführung der wirt-
schaftspolitischen Steuerung während der Eurokrise eine einflussreiche Rolle 
spielte, wäre dies ein gewichtiges Ergebnis für die Europaforschung, sowohl mit 
Blick auf die einzelne Institution als auch hinsichtlich des Krisenmanagements im 
Ganzen. Es wäre eine Aufforderung, gängige Perspektiven auf die Kommission 
und die europäische Politikgestaltung zu überdenken.  

 Zu eben diesem Ergebnis kommt diese Arbeit. Die Kommission übte wesent-
lichen Einfluss auf die wirtschaftspolitische Steuerung während der Eurokrise aus. 
Ohne sie hätten manche Entscheidungen andere Gestalt angenommen. Gleichwohl 
unterschieden sich die Form und die Basis dieser Einflussnahme zwischen Poli-
tikbereichen und Entscheidungstypen. Insgesamt zeigte sich die Geltung der Kom-
mission weniger in großen Verhandlungen denn in kleinteiligen Fragen, die in der 
Summe jedoch einige Wirkung entfalten konnten. Die einzelnen empirischen, the-
oretischen und forschungsprogrammatischen Befunde der Untersuchung fasst die-
ses Kapitel am Ende zusammen. Zuvor definiert es die Fragestellung und skizziert 
den Aufbau der Arbeit.
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1.1 Fragestellung 

Inmitten des institutionellen Stresses durch Mitgliederzuwachs und Vertragsrefor-
men entstand mit der globalen Finanzkrise im Jahr 2008 eine weitere massive Her-
ausforderung für die EU. Mit dem Übergreifen der Krise auf Europa und die Eu-
rozone im Jahr 2010 entfaltete sich eine Dynamik, in der zeitweise gar das Ausei-
nanderfallen der Währungsunion vorstellbar war. Auch wenn das Krisenmanage-
ment die Situation zunächst entschärfen konnte, war die EU über mehrere Jahre 
mit den wirtschaftlichen und sozialen Nachwirkungen beschäftigt. Auch ein Wie-
deraufflammen der beruhigten Krisenherde war dabei stets denkbar. Gleichzeitig 
stiegen die Reformaktivitäten auf europäischer Ebene auf ein kaum mehr für mög-
lich gehaltenes Niveau. Binnen kurzer Zeit einigten sich die mitgliedstaatlichen 
Regierungen, zumeist unter Beteiligung der Gemeinschaftsinstitutionen, auf neue 
Instrumente in der Finanzstabilitätshilfe, eine Reform des Stabilitäts- und Wachs-
tumspakts, eine modifizierte Neuauflage der EU-Wachstumsstrategie und schließ-
lich die Grundsteinlegung für eine Bankenunion. Nebenbei beschlossen sie den 
Finanzrahmen für die Jahre 2014 bis 2020. Insofern stellte sich die Eurokrise in 
mehrfacher Hinsicht als außergewöhnliche Phase der europäischen Integration 
heraus. Deren wissenschaftliche Aufarbeitung ist noch in der Entwicklung begrif-
fen. Das zentrale Puzzle, das die Europaforschung beschäftigt, nämlich die Frage 
nach den Triebkräften der europäischen Politikgestaltung, ist für die Eurokrise 
noch unbeantwortet. Vor diesem Hintergrund stellt diese Arbeit folgende Frage: 

 
Inwieweit und unter welchen Bedingungen konnte die Europäische 

Kommission Einfluss auf die wirtschaftspolitische Steuerung  
während der Eurokrise nehmen? 

 
Als Eurokrise bezeichnet diese Arbeit den Zeitraum der Jahre von 2010 bis 2016. 
Während der Krisenbeginn unstrittig ist, bedarf das festgestellte Ende der Recht-
fertigung. Einerseits erschienen manche der im Rahmen des Krisenmanagements 
verwirklichten Maßnahmen noch bis zum Ende des Jahres 2016 als Übergangslö-
sungen. Die Reformdiskussionen rissen trotz neuer Herausforderungen – insbe-
sondere der Flüchtlingskrise und des Brexits – nie ab. Andererseits war die nächste 
Krise in der Eurozone nur eine Frage der Zeit. Das lehrte schon die Wirtschafts-
geschichte. Über konjunkturelle Krisen hinaus aber sahen viele Beobachterinnen 
und Beobachter in der Wirtschafts- und Währungsunion auch längerfristig ein 
problemanfälliges Konstrukt, das in der gegenwärtigen Form kaum zu überdauern 
vermochte (siehe etwa Scharpf 2015).  
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 Gleichwohl sprechen mehrere Gründe dafür, dass spätestens zum Ende des 
Jahres 2016 von einem Ende der akuten Probleme und somit von der Eurokrise 
dieser Zeit als einer distinkten Phase gesprochen werden kann. Erstens befand sich 
die europäische Wirtschaft zu diesem Zeitpunkt wieder auf dem Wachstumspfad. 
Auch die am stärksten gebeutelten Krisenstaaten waren mittlerweile auf dem Weg 
der Erholung. Die meisten Rettungsprogramme hatten ihr Ende gefunden, und die 
Zahl der Defizitverfahren nahm stetig ab. Zweitens hatte sich die Reformaktivität 
wesentlich verringert. Das deutete auf eine zumindest temporär gefundene Stabi-
lität hin. Bereits in den späteren Jahren der Eurokrise ging es primär um die Durch-
führung der getroffenen Entscheidungen. Wenn noch Reformdiskussionen statt-
fanden, drehten sich diese eher um perspektivische Anliegen denn um konkrete 
Pläne. Drittens schoben die Flüchtlingskrise und der Brexit die Eurokrise zwar 
nicht gänzlich von der Agenda; gemäß den Grenzen politischer Aufmerksamkeit 
verlor sie jedoch auch deshalb an Bedeutung. Es deuteten also wirtschaftliche, in-
stitutionelle und politische Dynamiken darauf hin, dass die Eurokrise bis zum De-
zember 2016 ein vorläufiges Ende erreicht hatte. Damit sind nunmehr Schlussfol-
gerungen für diese distinkte Phase der europäischen Einigung möglich.  

 Die inhaltliche Klammer dieser Untersuchung bildet die wirtschaftspolitische 
Steuerung. Diese umfasst alle auf die nationale Wirtschafts- und Haushaltspolitik 
ausgerichteten Instrumente auf europäischer Ebene. Die Gemeinschaftsinstitutio-
nen nutzen diesen Begriff ebenfalls, haben aber keine einheitliche Definition da-
für.1 Mitunter meinen sie damit lediglich die haushaltspolitische und makroöko-
nomische Überwachung sowie die wirtschafts- und sozialpolitische Koordinie-
rung. In anderen Entscheidungen und Dokumenten fassen sie darunter auch die 
Finanzstabilitätshilfe sowie die EU-Haushaltspolitik. Bisweilen findet sich die 
Bankenregulierung ebenfalls unter diesem Begriff. Diese Arbeit folgt einem wei-
teren Verständnis wirtschaftspolitischer Steuerung und adressiert alle fünf Politik-
bereiche. Doch selbst diese breite Perspektive lässt Politikfelder außen vor, die 
wirtschaftspolitische Implikationen haben können. Die Umweltpolitik und die 
Energiepolitik sind nur die prominentesten Beispiele. Eine Makroperspektive wird 
allerdings zeigen, dass sich die Kommission in der Eurokrise auf unmittelbar kri-
senrelevante Themenbereiche konzentrierte. Somit waren die wirtschaftspoliti-
schen Implikationen anderer Politikbereiche während des Krisenmanagements ge-
ringer, als es im politischen Tagesgeschäft der Fall ist. Gleichwohl gelten die 
Schlussfolgerungen zum Einfluss der Kommission zunächst nur der wirtschafts-
politischen Steuerung. 

                                                           
1  Diese Übersetzung des Begriffs „economic governance“ entspricht der offiziellen Sprachregelung 

der EU-Institutionen. Sie impliziert keine Positionierung in der Debatte um „governance“.  
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 Was den Einfluss selbst betrifft, ist dessen Vermessung keineswegs trivial und 
stellt die Politikwissenschaft vor grundsätzliche Herausforderungen. Für die Kom-
missionsforschung gilt dies aufgrund ihrer mannigfaltigen Funktionen und Aufga-
benbereiche in besonderem Maße (Nugent 2000). Ferner sind akteurszentrierte 
Perspektiven anfällig, die Bedeutung ihres Untersuchungsgegenstands zu über-
schätzen. Daher orientiert sich diese Arbeit an Andrew Moravcsiks (1999) War-
nungen vor Verzerrungen bei entsprechenden Forschungsbestrebungen. Demnach 
muss deutlich nachgewiesen werden, dass ein bestimmtes Ergebnis ohne die Kom-
mission nicht zustande gekommen wäre. Das Gegenteil gilt als Nullhypothese die-
ser Untersuchung. Ferner sollte auf eine ausgewogene Fallauswahl geachtet wer-
den, um einzelne Einflussnahmen nicht zu überhöhen. Zwar ergeben sich die Fall-
studien dieser Untersuchung aus der Festlegung auf die wirtschaftspolitische Steu-
erung; das daraus resultierende Forschungsdesign weist allerdings eine erhebliche 
Heterogenität der Fälle auf, was die Gefahr verzerrter Ergebnisse reduziert.  

 Der Mehrwert der verfolgten Fragestellung liegt neben einer dichten Beschrei-
bung der institutionellen Dynamiken während der Eurokrise in konzeptionellen 
Rückschlüssen zum Einfluss der Kommission auf Grundlage der ausgebreiteten 
Empirie. Prominente Theorien der europäischen Politikgestaltung schärfen hierfür 
zunächst den Blick auf das Krisenmanagement; anschließend werden sie im Lichte 
der Ergebnisse kritisch gewürdigt. Die Arbeit zielt aber weniger auf die Falsifika-
tion bestimmter Ansätze. Eher ist sie darauf bedacht, sie für die Analyse des Kom-
missionseinflusses anschlussfähig zu machen. Die grundlegende Annahme ist da-
bei, dass solche Analysen immer Variablen mehrerer Theorieströmungen kombi-
nieren müssen, um ein genaues Bild zeichnen zu können. Es ist nämlich zu erwar-
ten, dass die empirische Realität komplexer ist, als es die um konzeptionelle Spar-
samkeit bemühten Theorien vorsehen. Allerdings sollen deren Einsichten keines-
wegs verworfen werden. Im Gegenteil strukturieren sie die Analyse. Auf Basis der 
Empirie werden dann bestimmte Konfigurationen sichtbar, die eine systematische 
Einordnung des Kommissionseinflusses während der Eurokrise und darüber hin-
aus erlauben. Die Einsichten zur Kommission der Eurokrise sollen somit auch ein 
konzeptionelles Angebot an die Europaforschung sein.  

 

1.2 Aufbau der Arbeit 

Nach dieser Einleitung steckt das zweite Kapitel den theoretischen Rahmen der 
Untersuchung ab. Dieser setzt sich aus den Klassikern der Integrationstheorie, dem 
Intergouvernementalismus und dem Neofunktionalismus, ebenso zusammen wie 
aus neoinstitutionalistischen und organisationstheoretischen Ansätzen. Hinzu 
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kommen mit dem Mehrebenenansatz und dem Postfunktionalismus zwei gegen-
wärtig sehr bedeutende Zugänge in der Europaforschung. Diese Theoriebausteine 
erlauben einerseits die Formulierung spezifischer Erwartungen für die Eurokrise. 
Andererseits entsteht auf ihrer Grundlage eine Heuristik für Kommissionseinfluss. 
Diese stellt auf die Bedeutung verschiedener Entscheidungsmaterien, Präferenz-
typen und Einflussfaktoren ab. Dem theoretischen Rahmen folgt im dritten Kapitel 
die Beschreibung der Fallauswahl und der Datenquellen. Die Finanzstabilitäts-
hilfe, die makroökonomische und haushaltspolitische Überwachung, die wirt-
schafts- und sozialpolitische Koordinierung und die EU-Haushaltspolitik sind die 
näher zu vergleichenden Felder der wirtschaftspolitischen Steuerung. Als Refe-
renzfall wird bereits an dieser Stelle die Bankenregulierung behandelt. Die Dyna-
mik in diesem Politikbereich stellt als Erfüllung der Nullhypothese dar, wie feh-
lender Einfluss der Kommission konkret aussieht. Das Kapitel schließt mit der 
Darstellung der Primär- und Sekundärquellen qualitativer und quantitativer Natur, 
auf denen die Arbeit beruht. 

 Die empirische Analyse beginnt im vierten Kapitel mit einer Makroperspek-
tive auf die Kommission der Eurokrise, die sich allgemeinen Entwicklungen in 
ihrem politischen und institutionellen Umfeld, ihrer internen Aufstellung und ih-
ren legislativen Aktivitäten widmet. Diese Makroperspektive gibt Aufschluss über 
die wichtigsten Zielkonflikte und Entscheidungen der Krisenjahre. Danach adres-
siert die Analyse das Feld der Finanzstabilitätshilfe, das im frühen Krisenmanage-
ment die größte Bedeutung besaß. Mit dem Ziel, drohende Staatsbankrotte in der 
Eurozone zu verhindern, entwickelte sich hier eine hohe institutionelle Dynamik. 
Währenddessen reiften die Überlegungen, wie die Mitgliedstaaten in ihrer Haus-
haltspolitik effektiver diszipliniert und ähnliche Krisen zukünftig verhindert wer-
den könnten. Die Analyse wendet sich den resultierenden Reformen der haushalts-
politischen und fortan auch makroökonomischen Überwachung im sechsten Ka-
pitel zu. Anschließend befasst sie sich im siebten Kapitel mit den wirtschafts- und 
sozialpolitischen Koordinierungsverfahren, deren planmäßige Reform nach dem 
Auslaufen der Lissabon-Strategie in die aufkommende Eurokrise fiel. Dies verlieh 
dem Vorhaben, die in mitgliedstaatlichen Kompetenzen liegenden Politiken besser 
zu koordinieren, neues Momentum. Schließlich nimmt die Analyse im achten Ka-
pitel die EU-Haushaltspolitik in den Blick. Auch die Verhandlungen über einen 
neuen Mehrjährigen Finanzrahmen (2014-2020) standen zu einer Zeit an, als die 
Eurokrise die Mitgliedstaaten und Institutionen fest im Griff hatte. Sie boten daher 
eine Möglichkeit, materielle Impulse für die Krisenpolitik auf europäischer Ebene 
zu setzen. Jedes der analytischen Kapitel würdigt zunächst die politische und in-
stitutionelle Entwicklung bis hin zum Vorabend der Eurokrise im Jahr 2009, um 
dann die Dynamiken in den darauffolgenden Jahren bis 2016 zu untersuchen. Die 
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Berücksichtigung der jüngeren Vergangenheit schärft den Blick auf das instituti-
onelle Erbe, den bestehenden Sachstand sowie die grundsätzlichen Konfliktlinien 
des Politikfelds. Den empirischen Beobachtungen folgt dabei stets eine theoreti-
sche Einordnung am Ende eines jeden Kapitels.  

 Auf dieser Grundlage bündelt das Abschlusskapitel die empirischen wie theo-
retischen Ergebnisse. Es reflektiert überdies die Grenzen der angestrengten Ana-
lyse, insbesondere ihre Übertragbarkeit auf andere Politikfelder betreffend. Trotz 
allen Misstrauens hinsichtlich der Prognosefähigkeit der Sozialwissenschaften 
versucht das Kapitel schließlich, Erwartungen für die künftige Praxis zu formulie-
ren. Mit Blick auf jüngere Reformdebatten in der EU ergeben die Lehren aus der 
Eurokrise belastbare Szenarien für die mittelfristige Entwicklung der Kommission 
im Speziellen und die europäische Einigung im Allgemeinen. 

 

1.3 Zentrale Ergebnisse 

Die Europäische Kommission übte wesentlichen Einfluss auf das Management der 
Eurokrise aus. Zwischen 2010 und 2016 kamen in der wirtschaftspolitischen Steu-
erung Entscheidungen zustande, die ohne ihre Beteiligung andere Formen ange-
nommen hätten. Gleichwohl variierte der Kommissionseinfluss sowohl zwischen 
als auch in den Politikbereichen. Entscheidend waren hierfür spezifische Konfigu-
rationen von Entscheidungsmaterien, Präferenztypen und Einflussfaktoren. Die 
Makroperspektive auf die Kommission der Eurokrise und die Fallstudien offenba-
ren darüber hinaus bestimmte Muster. Diese geben erstens systematische Einbli-
cke in den Einfluss der Kommission während der Eurokrise, gewähren zweitens 
Aufschlüsse über die allgemeine Logik des Krisenmanagements und skizzieren 
drittens Herausforderungen für die künftige Europaforschung.  

 

1.3.1  Einfluss der Kommission  

Inwieweit die Kommission Einfluss auf wirtschaftspolitische Steuerung während 
der Eurokrise nehmen konnte, bestimmte sich zuallererst durch die zugrundelie-
genden Entscheidungsmaterien. Richtungsentscheidungen waren dabei ein beson-
ders schwieriges Terrain für die Kommission. Historische Integrationsschritte, wie 
die Gründung neuer Finanzstabilitätsinstrumente und die Etablierung der Banken-
regulierung, verliefen unter enger mitgliedstaatlicher Kontrolle. Ohne rechtliches 
Mandat und Pfadabhängigkeiten, die ihre Einbindung hätten begünstigen können, 
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stand die Kommission in diesen Fragen an der Seitenlinie. Selbst in der Haushalts-
politik, traditionell eine bedeutendere Domäne der Kommission, konnte sie bei der 
anfallenden Richtungsentscheidung, dem Mehrjährigen Finanzrahmen von 2014 
bis 2020, keinen wesentlichen Einfluss ausüben. In der Hochphase der Eurokrise 
mit überbordender Integrationsskepsis beschlossen die Mitgliedstaaten und das 
Parlament letztlich die erste reale Verringerung eines EU-Haushalts überhaupt. 
Einzig bei der Reform des Stabilitäts- und Wachstumspakts sowie der Neuauflage 
der EU-Wachstumsstrategie ermöglichten Pfadabhängigkeiten einflussreichere 
Kommissionsrollen, obschon fraglich ist, inwieweit diese Materien tatsächlich 
Richtungsentscheidungen darstellten.  

 Im Bereich der Legislativentscheidungen setzte die Kommission indes stärkere 
Akzente. Insgesamt konzentrierte sie sich während der Eurokrise stark auf wirt-
schaftspolitische Gesetzesvorhaben; andere Politikfelder waren in dieser Phase na-
hezu verwaist. Ferner konnte die Kommission gewisse Kernreformen der wirt-
schaftspolitischen Steuerung, wie etwa die haushaltspolitische Frühkoordinierung, 
zu wesentlichen Teilen mitgestalten. Hierbei behielt ihr Initiativrecht im Rahmen 
der Gemeinschaftsmethode seine zentrale Bedeutung, auch wenn intergouverne-
mentale Entscheidungsprozesse im Zuge der Eurokrise weitere Popularität gewan-
nen. Im weiteren Verlauf des Krisenmanagements realisierte sich mit dem Inves-
titionsfonds noch ein Kernanliegen der neuen Kommission. Gleichzeitig übte sie 
mit Verwaltungsentscheidungen ebenfalls Einfluss auf die wirtschaftspolitische 
Steuerung aus. Mit Hilfe ihrer Durchführungskompetenzen in der makroökonomi-
schen und haushaltspolitischen Überwachung sowie der wirtschafts- und sozial-
politischen Koordinierung entwickelte sie im Laufe der Krise eine wirtschaftspo-
litische Agenda, die eine Abkehr von der strengen Sparpolitik anstrebte.  

 Hinsichtlich der Entscheidungstypen war die Kommission in regulativen Fra-
gen einflussreicher als in redistributiven und konstitutiven. Die Entscheidungsma-
terie determiniert jedoch nicht in jedem Fall die Präferenzen; häufig interpretieren 
die Beteiligten diese nämlich unterschiedlich, gerade im sich noch entwickelnden 
EU-System. Beispielsweise sind redistributive und regulative Sachverhalte häufig 
mit institutionellen Fragen verbunden – oder können von den Beteiligten gezielt 
verknüpft werden. So war es auch während der Eurokrise. Die Kommission konnte 
die Einführung des Europäischen Semesters, bei der es ursprünglich um die wei-
tere Disziplinierung der mitgliedstaatlichen Haushaltspolitik durch koordinierte 
Verfahren ging, zu ihren institutionellen Gunsten nutzen. Darüber hinaus lud sie 
vornehmlich technische Verwaltungsangelegenheiten ideologisch auf. Auf diese 
Weise beeinflusste die Kommission etwa die Konditionalitätsüberwachung im 
Rahmen der Troika. Diese Strategien zeigen, dass die Kommission eine politische 
Organisation mit variablen Präferenzen ist. Angesichts des Europawahlkampfs im 
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Jahr 2014 und der Amtsübernahme durch Junckers „politische“ Kommission mu-
tet dieser Befund müßig an. Allerdings war noch am Vorabend der Eurokrise die 
Feststellung verbreitet, die Kommission sei mittlerweile eine strikt technisch-ad-
ministrative Institution. Doch bereits unter Barroso und noch stärker unter Juncker 
formulierte die Kommission institutionelle, substantielle und ideologische Vor-
schläge für das Krisenmanagement. Dass diese nicht immer quer zu den Präferen-
zen der Mitgliedstaaten lagen und die eigene Machtausweitung zum Ziel hatten, 
ist dabei kaum Ausweis eines unpolitischen Daseins. Gleichwohl existierten so-
wohl zeitliche als auch politikfeldspezifische Variationen in der Präferenzformu-
lierung. Erst unter Juncker entwickelte sich eine kohärente politikfeldübergrei-
fende Agenda. In der Eurokrise zeigte sich erneut, dass der Kommissionseinfluss 
letztlich auch von der Ausrichtung und der Stärke des eigenen Gestaltungswillens 
abhängt. Und dieser war nicht immer gegeben. 

 Jenseits dieser grundsätzlichen Muster waren es spezifische Konfigurationen 
von Faktoren, die einen Einfluss der Kommission ermöglichten oder verhinderten. 
Keine bis wenige Bedeutung besaßen die Vernetzung mit zivilgesellschaftlichen 
Akteurinnen und Akteuren sowie die Legitimität der Kommission. Erstere spielte 
im Bereich der wirtschaftspolitischen Steuerung seit jeher keine Rolle, weil die 
primären Adressatinnen der meisten Instrumente die mitgliedstaatlichen Regie-
rungen waren. Selbst Gewerkschaften und Unternehmensverbände waren besser 
beraten, ihre Regierungen statt der Kommission zu traktieren. Damit entfiel für 
die Kommission auch während der Eurokrise die Möglichkeit, ihre politische Au-
torität durch die Verbündung mit Interessengruppen oder die Einbindung externer 
Expertise zu verstärken. Was die Legitimität der Kommission betrifft, befeuerten 
die Krisenjahre einen bereits länger andauernden Schwund. Der Vertrauensverlust 
unter den Bürgerinnen und Bürgern erreichte während des akuten Krisenmanage-
ments seinen bisherigen Höhepunkt. Dieses Misstrauen spiegelte sich auch in den 
veröffentlichten Positionen ihrer Regierungen zur institutionellen Einbindung der 
Kommission in die Bewältigung der Krise. Statt als legitime Vertreterin eines ge-
meinsamen europäischen Interesses erschien die Kommission dort eher als Wurzel 
allen Übels. Allerdings war ihr Ansehen auch eine Frage des politischen Blick-
winkels. In der Troika etwa genoss die Kommission höheres Ansehen als die an-
deren Institutionen, weil die Delegierten der Programmländer als gute Europäe-
rinnen und Europäer dastehen wollten. Insgesamt aber konnte die Kommission 
kaum Kapital aus ihrer vermeintlichen Legitimität als „Vertreterin des europäi-
schen Interesses“ schlagen. 

 Ebenfalls von begrenzter Relevanz für den Einfluss der Kommission auf die 
wirtschaftspolitische Steuerung war die Position des Parlaments. Ein Bündnis der 
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beiden supranationalen Institutionen war in vielen Fällen schon formal ausge-
schlossen. In der Finanzstabilitätshilfe und der Bankenregulierung war das Parla-
ment gar nicht oder lediglich in beratender Kapazität involviert, und die wirt-
schafts- und sozialpolitische Koordinierung verblieb ebenfalls eine intergouverne-
mentale Domäne. Aber auch in den übrigen Fällen kamen Kommission und Par-
lament zu keinem Bündnis zusammen. Aus seiner formal wichtigen Rolle in der 
makroökonomischen und haushaltspolitischen Überwachung konnte das Parla-
ment aufgrund der Reformeile nur wenig Einfluss generieren. Gleichzeitig folgte 
die Kommission nicht den parlamentarischen Forderungen in der Haushaltspolitik. 
Daher war die Position des Parlaments insgesamt kaum relevant für den Kommis-
sionseinfluss in der wirtschaftspolitischen Steuerung während der Eurokrise.  

 Unterdessen setzten die mitgliedstaatlichen Regierungen einem Kommissions-
einfluss enge Grenzen. In deren Kreis plädierten die dominanten Strömungen in 
den frühen Krisenjahren für eine strikte Sparpolitik und eine geringe Einbindung 
der Gemeinschaftsinstitutionen. Gleichwohl waren sie angesichts der Dringlich-
keit des funktionalen Drucks insbesondere bei der Etablierung der Finanzstabili-
tätshilfe auf die Dienste der Kommission angewiesen. So fand sich diese kurzer-
hand im Zentrum der Troika wieder, auch wenn die Finanzstabilitätsinstrumente 
formal intergouvernementaler Natur waren. In anderen Bereichen wiederum be-
standen bedeutende Pfadabhängigkeiten, die einen Kommissionseinfluss begüns-
tigten. Die Stärkung der makroökonomischen und haushaltspolitischen Überwa-
chung schlug sich vornehmlich in der Reform des Stabilitäts- und Wachstums-
pakts nieder – mit dessen Durchführung die Kommission beauftragt war. Auf die-
ser nun noch einflussreicheren Basis interpretierte sie ihre Rolle später gegen den 
Widerstand vieler Mitgliedstaaten neu, um ihre wirtschaftspolitische Agenda zu 
realisieren. Gezielt nahm sie dabei Konsolidierungsdruck von den Krisenstaaten. 
Ihr Mandat gewann auch in der wirtschafts- und sozialpolitischen Koordinierung 
an Bedeutung. Hier wirkte zwar weniger funktionaler Druck, aber die Indifferenz 
der Mitgliedstaaten erlaubte der Kommission, die formal unverbindlichen Emp-
fehlungen für nationale Reformen durch die Verknüpfung mit der haushaltspoliti-
schen und makroökonomischen Überwachung in ihrer Bedeutung zu stärken.  

 Hilfreich für dieses Vorgehen waren kommissionsinterne Veränderungen, die 
zusätzliche Führung und Expertise in krisenrelevanten Bereichen generierten. So 
nutzte Präsident Barroso das politische Klima der Eurokrise, um die Fähigkeiten 
der politischen Ebene und insbesondere des Präsidentenbüros, den administrativen 
Unterbau zu steuern, nachhaltig zu erhöhen. Hierfür baute er das Generalsekreta-
riat zu einer faktisch dem Präsidenten unterstehenden Einheit aus. Auf verstärkte 
Kontrolle der Bürokratie setzte auch sein Nachfolger Juncker. Die einst sagenum-
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wobene Eigenständigkeit der Generaldirektionen lässt sich für die Schlüsselent-
scheidungen der Eurokrise kaum mehr feststellen. Gleichzeitig schichteten beide 
Präsidenten Ressourcen und Aufmerksamkeiten in wirtschaftspolitische Einheiten 
um. Dies ebnete den Weg für die Initiativen, die zur Einführung des Europäischen 
Semesters und des Investitionsfonds führten. In ihrer Ausgestaltung, an denen die 
Kommission entscheidenden Anteil hatte, erwiesen sich beide Initiativen als inno-
vativ. Ähnliches war bei der Kommission schon häufiger der Fall gewesen; dieses 
Mal aber war es stark hierarchisch gesteuerte Innovation.  

 Erwartungsgemäß basierte der Kommissionseinfluss in der wirtschaftspoliti-
schen Steuerung während der Eurokrise letztlich stark auf ihrer jeweiligen recht-
lichen Position. Dort, wo ihr das Initiativrecht sowie Durchführungskompetenzen 
zur Verfügung standen, konnte sie eher einen Einfluss ausüben. Das zeigten vor 
allem die Reformen der Überwachungsinstrumente und Koordinierungsverfahren, 
die per Gemeinschaftsmethode beschlossen wurden. Gleichwohl war eine starke 
rechtliche Position einerseits weder hinreichend noch notwendig. In der Haus-
haltspolitik verzichtete die Kommission auf eine Ausreizung ihrer Rechte; in der 
Finanzstabilitätshilfe übte sie indes auch ohne gemeinschaftsrechtliches Mandat 
Einfluss aus. Andererseits waren nicht nur die einzelnen Kompetenztitel, sondern 
gerade auch die Verbindungen zwischen den Entscheidungsarenen von Bedeu-
tung. Ihre Selbstermächtigung in der wirtschafts- und sozialpolitischen Koordinie-
rung basierte nämlich auf der Verknüpfung mit den haushaltspolitischen Überwa-
chungsverfahren. Dort hatte gerade erst die Reform des Stabilitäts- und Wachs-
tumspakts den Spielraum der Kommission vergrößert – und gleichzeitig gezeigt, 
dass selbst kleinteilige Änderungen, wie die Einführung der Abstimmung durch 
„umgekehrte“ qualifizierte Mehrheit im Defizitverfahren, die Machtbalance in 
ganzen Politikfeldern verschieben können. 

 Die vielgestaltige Rolle der Kommission im Krisenmanagement basierte damit 
auf individuellen Konfigurationen aus Entscheidungsmaterien, Präferenzen und 
Einflussfaktoren. Was die gebündelten Auswirkungen ihres Handelns in den Poli-
tikfeldern betrifft, ergibt sich dennoch eine Rangfolge. In der Bankenregulierung 
war sie am einflussärmsten, und nur bedingt bedeutender war die Kommission in 
der Haushaltspolitik. Stärker ausgeprägt war ihre Geltung hingegen in der wirt-
schafts- und sozialpolitischen Koordinierung sowie in der Finanzstabilitätshilfe. 
Am größten war ihr Einfluss in der haushaltspolitischen und makroökonomischen 
Überwachung. Insgesamt beeinflusste die Kommission somit wichtige Entschei-
dungen in der wirtschaftspolitischen Steuerung während der Eurokrise.  
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1.3.2  Allgemeine Logik des Krisenmanagements  

Diese empirischen Ergebnisse sind eine Qualifizierung geläufiger Thesen über die 
Passivität und Einflusslosigkeit der heutigen Kommission. Darüber hinaus ergän-
zen sie gängige Interpretationen des Krisenmanagements in dreierlei Hinsicht. 

 Erstens widerspricht das erhobene Bild der Kommission den weit verbreiteten 
intergouvernementalen Diagnosen des Krisenmanagements, insbesondere jenen 
der „neuen“ Variante. Tatsächlich waren die mitgliedstaatlichen Regierungen er-
neut die treibenden Kräfte in der Neugestaltung der wirtschaftspolitischen Steue-
rung, was sich letztlich im tagespolitischen Aufstieg des Europäischen Rats mani-
festierte. Ferner waren die Regierungen bedacht, bei der Etablierung neuer Finanz-
stabilitätsinstrumente durch intergouvernementale Verträge insbesondere der 
Kommission keine neuen Kompetenzen zu gewähren. Gleichwohl vernachlässigt 
dieser Fokus die Substanz der Entscheidungen, die weniger neuartig ausfiel, als es 
ursprünglich den Anschein hatte. Die alten und neuen intergouvernementalen Pro-
zesse führten nämlich häufig zu traditionellen und damit auch supranationalen Lö-
sungen. Das gilt für die Finanzstabilitätshilfe ebenso wie für die Reform des Sta-
bilitäts- und Wachstumspakts. Im Ergebnis stärkten beide Initiativen die durch-
führende Rolle der Kommission im jeweiligen Politikfeld. Dass die Regierungen 
ausgerechnet in der redistributiv delikaten Frage der Finanzstabilitätshilfe in gro-
ßem Maße auf die Kapazitäten der Kommission zurückgriffen, machte diese zu 
einem unverhofften Gewinner der Eurokrise. Gleiches gilt für den Kompromiss 
zur Reform des Stabilitäts- und Wachstumspakts. Dem Erfordernis, die Vollstre-
ckung der Haushaltsregeln bindender zu gestalten, stand der Widerstand einiger 
Regierungen gegen automatische Sanktionen gegenüber. Das Ergebnis war eine 
Reform, die den Spielraum der Kommission enorm vergrößerte. Auch dies war 
somit ein unverhoffter Gewinn für die Kommission. 

 Zweitens zeigt die Analyse, dass nachhaltige Lösungen des Krisenmanage-
ments nur unter Einbindung der Gemeinschaftsinstitutionen möglich waren. Die 
anfangs stark strapazierte, aber letztlich überdauernde Architektur der Finanzsta-
bilitätshilfe baute im Kern, wenn nicht in Form, auf supranationale Elemente: die 
wenig populäre Troika bestand aus Vertreterinnen und Vertretern der Kommission 
und der Europäischen Zentralbank in Kooperation mit dem Internationalen Wäh-
rungsfonds. Das gegenteilige Schicksal erfuhren die beiden anderen Lösungen in-
tergouvernementaler Form, der Fiskalvertrag und der Euro-Plus-Pakt. Zwar war 
die Kommission auch hier als operative Institution vorgesehen; letztlich aber blie-
ben die übertragenen Kompetenzen marginal. Folglich fehlte in beiden Fällen die 
ernsthafte Aussicht auf eine Prüfung der mitgliedstaatlichen Verpflichtungen. Der 
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Euro-Plus-Pakt verschwand schon bald nach seiner Verabschiedung in der Bedeu-
tungslosigkeit, und auch der Fiskalvertrag war im Vergleich zu ähnlichen Refor-
men, die innerhalb des EU-Rechtsrahmens vollzogen wurden, unbedeutend. Beide 
werden in der Nachbetrachtung häufig als symbolische Akte gesehen, die es man-
chen Regierungen erlaubten, in anderen Fragen Zugeständnisse zu machen. Im 
Umkehrschluss heißt diese Beobachtung, dass die Mitgliedstaaten auf die Gemein-
schaftsinstitutionen und insbesondere die Kommission setzen, wenn sie an einer 
stabilen Lösung interessiert sind.  

 Drittens steht aber schließlich die Erkenntnis, dass auch die Kommission der 
Eurokrise zwar regelmäßig gestaltend in Erscheinung trat, sie dabei aber stets in 
einem Kontext intergouvernementaler Dominanz agierte. Der empirische Nach-
weis von Fällen des Kommissionseinflusses negiert kaum die grundsätzliche Plau-
sibilität regierungszentrierter Interpretationen des Krisenmanagements. Er liefert 
mithilfe der Einflusskonfigurationen jedoch wichtige Ergänzungen und Korrektu-
ren. Denn die Kommission war für die Mitgliedstaaten während der Eurokrise 
ebenso Vorbereiterin wie Vollstreckerin, Gegnerin wie Verbündete, Koordinati-
onsmaschine wie politische Ratgeberin – und ganz nebenbei indirekter Gegen-
stand eines Wahlkampfs, der zu einem veritablen Konflikt zwischen den mitglied-
staatlichen Regierungen und dem Europäischen Parlament führte. Letztlich konn-
ten die nationalen Regierungen trotz des Aufbaus alternativer bürokratischer 
Strukturen und der Flucht in intergouvernementale Entscheidungsprozesse nicht 
auf die Kommission verzichten, auch wenn sie es manchmal gerne getan hätten.  

 

1.3.3  Herausforderungen für die Europaforschung 

Die Analyse des Kommissionseinflusses in den Politikfeldern der wirtschaftspoli-
tischen Steuerung während der Eurokrise bringt nicht zuletzt die Komplexität der 
gegenwärtigen Politikgestaltung auf europäischer Ebene zutage. Diese birgt drei 
Herausforderungen für die Europaforschung, die zwar keineswegs neu sind, aber 
in ihrer Dringlichkeit noch zunehmen werden. Sie betreffen den politischen Cha-
rakter der Kommission, ihre vielgestaltigen Aufgaben sowie die Möglichkeiten 
und Grenzen theoretisch angeleiteter Analyse. 

 Die erste Herausforderung ist die Beschaffenheit der Kommission als politi-
sche Organisation. Der Europawahlkampf 2014 mitsamt allen Begleitumständen 
stellte nachdrücklich unter Beweis, dass es sich bei der Kommission immer noch 
um mehr als eine Serviceeinrichtung handelt. Unter den Präsidenten Barroso und 
Juncker entwickelten sich eigene Agenden mit unterschiedlichen Prioritäten. Das 


